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Betreff: 

Abkommen über die Globalabgeltung der Rück­
erstattungisnnsprüche ·der J ewish Restituüon 
Successor Organizatiou (IRSO) 

In der Anlage übermittle ich Abschrift des am 
7. April 1952 paraphierten Vertrages (einschließlich 
Schiedsvertrag) zwischen der IRSO und dem Frei­
staat Bayern über die Globalabgeltung von Rück­
erstattungsansprüchen mit der Bitte, die nach 
Art. 13 des Vertrages erforderliche Zustimmung des 
Landtags herbeizuführen. 

Der Herr Hohe Kommissar der Vereinigten 
Staaten für Deutschland, dem der Vertrag gemäß 
Art. 13 Ziff. 2 des Vertrages vorgelegt wurde, hat 
mit Schreiben vom 23. Mai 1952 hierzu folgende 
.Äußerung abgegeben: 

„Ich habe von der vorgeschlagenen Verein­
barung über die Abtretung gewisser auf 
Grund des Gesetzes Nr. 59 der Militärregie­
rung· entstandener Ansprüche der Jüdischen 
Wiedergutmachungs-Nachfolgeorganisation an 
die Bayerische Staatsregierung und von der 
rechtlichen SteJlungnahme der Bayerischen 
Staatsregierung in. dieser Sache Kemrlnis ge­
nommen. Ich freue mich zu hören, daf! die 
Vereinbarung bald dem Landtag zur Ratifi­
zierung vor liegen wird." 

Die in Art. 13 Ziff. 1 und 3 des Vertrages vor­
gesehenen Erklärungen und Genehmigungen lieg·en 
noch nicht vor. Sie werden sofor.t nach Eing·ang 
nachgereicht werden. 

Zur Erläuterung des Vertrages darf die folgende 
kurze Sachdarstellung gegeben werden: 

I. Die IRSO mit dem Sitz in New York ist eine 
nach ~n~e~ikanischem Recht. inkorporierte Orga­
nisation, die durch die Ausfiihrungs-VO. Nr. 3 
~11m Militärregierungsgesetz 59 (Rückerstnt­
tungsgesetz - REG -) als Nachfolgeorganisa­
tion im Sinne des Art. 10 REG anerkannt 
wurde. Sie ist im Fall des § 1936 BGB an Stelle 
des Staates Erbin von Verfolgten hinsichtlich 
deren gesamten, im GeHungsbereieh des MRG 59 
belegenen Nachlasses; außerdem konnte sie 
sämtliche von den Verfolgten oder deren Erben 
nieht f~istgerecht angemeldeten Ri.ickerstattungs-

ansprüche selbst anmelden und insoweit die 
Rechtsstellung der Berechtigten erwerben. Die 
Gesamtzahl der IRSO-Anmeldungen in Bayern 
beträgt etwa 60000. Die IRSO verfolgt die Rück­
erstattungsansprüche ohne Rücksicht auf wirt­
schaftliche oder innenpolitische Verhältnisse aus­
schlie1füch nach Maßgabe der strengen Bestim­
mungen des Rück:erstattungsgesetzes .. 

II. Die IRSO tritt durch den Vertrag, vorbehaltlieh 
der in Art. 2 des Vertrages festgelegten Ausnah­
men ihre sämtlichen Rückerstattungsansprüche 
an den Freistaat Bayern bzw. an eine ·noch zu 
gründende Organisation ab, soweit diese An­
spri.iche in die Zuständigkeit der hayer. Wieder­
gutmachungsorg·ane fallen. Ausgenommen von 
der Abtretung sind insbesondere die gegen das 
Deutsche Reich gerichteten Schadensersatzan­
sprüche. Die IRSO will sie gegen den Rechts­
nachfolger des Deutsehen Reiches selbst ver-

. folgen. 
Die abgetretenen Ansprüche lassen sich im 

"ivesentlichen in folgende Gruppen aufgliedern: 

1. Ansprüche auf Rückerstattung früheren jüdi­
schen Privatgrundbesitzes, für die gemäß 
Art. 61Abs.1 REG das Staatsministerium der 
Finanzen rückerstattungspflichtig ist: 

Die beanspruchten Objekte wurden in der 
Hauptsache entschädigungslos vom Deutschen 
Reich eingezogen. Die Listen der IRSO wei­
sen Ansprüche von rund 4,5 Millionen DM 
aus. Das Staatsministerium der Finanzen ist· 
bei den Verhandlungen über die Abfindungs­
summe nach Abzug· der auf den Objekten 
ruhenden Belashrng·en (umgestellt 10 : 1) von 
einem Betrag von 4,16 Millionen DM aus­
gegangen. 

2. Ansprüche auf Rückerstattung früheren jüdi­
schen PrivatgTundbesitzes gegen dritte Rück:­
erstattuugspflichtige (Privatpersonen oder 
Körperschaften): 

Die IRSO hat diese Ansprüche in den 
Listen mit rund 22;6 Millionen DM beziffert. 
Sie wurden nach Berücksichtigung der Be­
lastungen und des Prozeßrisikos bei ihrer 
Verfolgung mit 8,33 Millionen DM anerkannt. 

3. Ansprüche auf früheres jüdisches öffentliches 
Eigentum: 

Die IRSO hat Ansprüche in Höhe von 
1,34 Millionen DM geltend gemacht; sie wur­
den mit 0,6 Mill. DM in Rechnung gestellt. 

4. Anspri.iche gegen die Städte als Träger der 
Pfandleihanstalten wegen der Schmuck- und 
Edelmetallablieferung: 

Auf Grund der VO. über den Einsatz 
.rüdisehen Vermögens VOln 3. Dezember. 1938 
(RGBl. I S. 1709) und der hierzu ergangenen 
Ausführungsbestimmungen mußten Juden 
die sämtlichen ihnen gehörigen Schmuck- und 
Edelmetallgegensfände zum Metall- bzw. Ver­
steigerungswert öffentlichen Ankaufsstellen 
anbieten und verkaufen. Das frühere Reichs­
wirtschaftsministerium hat die Städt. Pfand­
leihanstalten als solehe bestimmt. Die Durch-
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führung der Ablieferungsaktion erfolgte aus­
schließlich nach seinen Richtlinien. Nach die­
sen Bestimmungen sollten die Gegenstände 
mit einem Ankaufswert bis zu 150.- RM 
von den Pfandleihanstalten selbst verwertet 
werden und die Gegenstände mit höherem 
Wert sowie sämtliche Goldgegenstände in 
natura an die Reichszentralankaufsstelle in 
Berlin übersandt werden. Bezüglich der von 
den Pfandleihanstalten selbst verwerteten 
Gegenstände nimmt die IRSO gleich den an­
deren Rückerstattungsberechtigten die Städte 
als Rechtsträger der Pfandleihanstalten auf 
Schadensersatzleistung in Anspruch. Sie be­
ruft sich zur Begründung ihrer Ansprüche 
insbesondere auf zwei Entscheidungen des 
amerikanischen Rückerstattungsberufungs­
gerichts (CORA) in Nürnberg. Die Ansprüche 
der IRSO gegen die betroffenen Städte in 
Bayern belaufen sich auf 7 Millionen DM. 
Die IRSO geht bei der Errechnung dieses 
Betrages davon aus, daß der Wiederbeschaf­
fungswert der abgelieferten Gegenstände 
mindestens das Zehnfache des seinerzeit an die 
Juden ausbezahlten Erlöses (ca. 700 000 RM) 
darstelle. Das bayer. Staatsministerium der 
Finanzen hat bei der Festlegung der Abfin­
dungssumme diese Ansprüche in Höhe von 
5,6 Millionen DM in Rechnung gestellt. Die 
wegen der Ablieferung dieser Schmuck- und 
Edelmetallgegenstände gegen das Deutsche 
Reich als Gesamtschuldner gerichteten Scha­
densersatzansprüche wären damit gleichfalls 
abgegolten. 

Vom Abkommen nicht erfaßt sind die aus­
schließlich gegen das Deutsche Reich gerichte­
ten Schadensersatzansprüche wegen der in 
natura an die Zentralankaufsstelle übersand­
ten höherwertigen Gegenstände und Gold­
sachen. 

5. Ansprüche wegen Wertpapieren und Gut­
haben: 

Die IRSO nimmt Bankinstitute auf Scha­
densersatzleistung in Anspruch, soweit diese 
die in ihren Depots verwahrten, früher in 
jüdischem Besitz befindlichen und dem Deut­
schen Reich verfallenen Wertpapiere in Aus­
übung eines Selbsteintrittsrechts oder in ähn­
licher Weise erworben haben. Außerdem er­
hebt sie Ansprüche auf die bei Bankinstitu­
ten noch vorhandenen W ~rtpapierdepots und 
Guthaben, die als jüdisches Vermögen dem 
Deutschen Reich verfallen sind. Sie beziffert 
diese gesamten Ansprüche auf J,5 Mill. DM. 
Das bayer. Staatsministerium der Finanzen 
hat sie in Höhe von J Million DM anerkannt. 

Nicht abgetreten wird die große Masse 
der Schadensersatzansprüche gegen das Deut­
sche Reich wegen der diesem verfallenen und 
insbesondere an die Reichsbank und die 
Preußische Staatsbank abgelieferten, heute 
nicht inehr vorhandenen Wertpapiere und 
wegen der vom Deutschen Reich eingezoge­
nen Guthaben. 

6. Ansprüche wegen Geschäftsunternehmungen: 
Die IRSO beziffert diese ausschließlich 

gegen dritte Personen gerichteten Ansprüche 
auf 2 Millionen DM. Im Hinblick auf die 
zweifelhafte Begründetheit dieser Anspri.iche 
sind sie nur mit 0,5 Millionen DM berück­
sichtigt. 

III. Die Abfindungssumme wurde entsprechend einem 
Beschluß des Ministerrats vom 26. Februar 1952 
mit 20 Millionen DM vereinbart. Außerdem hat 
der Freistaat Bayern zusätzlich die die IRSO 
etwa treffenden Lastenausg leichsverp:flichtungen 
übernommen. ' 

Gemäß Art. 4 Ziff. II m1d III des Vertrages 
mindert sich die Abfindungssumme beim Vor­
liegen bestimmter Voraussetzungen. Die end­
gültige Höhe des gesamten Minderungsbetrages 
kann erst dann errechnet werden, wenn die ab­
gefretenen Ansprüche bei den Wiedergut-. 
machungshehörden verfolgt werden und dabei 
die einzelnen, in Art. 4 Ziff. II angeführten 
Tatbestände festgestellt werden. Insgesamt wird 
der Minderungsbetrag auf etwa 5 Millionen DM 
zu veranschlagen sein. Um ein Bild von der 
Größenordnung der zu erwartenden Minde­
rungsbeträg·e zu geben, werden einzelne, auf 
Grund der bisher möglichen Feststellungen 
sich ergebende Minderungen angeführt: 
a) Bezüglich der oben unter Ziff. Ill gekenn~ 

zeichneten Ansprüche (Ansprüche auf friihe­
ren ,jüdischen Grundbesitz, fiir die das bayer. 
Staatsministerium der Finanzen rückerstat­
tungspflichtig ist): 

Für sämtliche Minderungstatbestände ein 
Betrag von rund 1,3 Millionen DM. 

b) Bezüglich der oben unter Ziff. Il2 erläilter­
ten Ansprüche (Ansprüche auf früheren jüdi­
schen Grundbesitz, fiir die Dritte riickerstat­
tungspflichtig sind): 

Für die sog. Billigkeitsfälle allein (d. h. 
für Ansprüche, die auf Ansuchen an die Ver­
folgten oder deren Erben abgetreten wer­
den) eine Minderung von 1 Million DM. 
Bei den Ansprüchen unter Ziff. II, Ziff. 4 

und 5 (Schmuckablieferung und Wertpapiere) 
waren Feststellungen, die Aufschlufl über den 
zu erwartenden Minderungsbetrag geben könn­
ten, überhaupt nicht möglich. Indessen ist auch 
bei diesen Ansprüchen insbesondere mit einer 
größeren Anzahl von Fällen zu rechnen, in 
denen die Verfolgten bzw. clereh Erben selbst 
Rückerstattungsansprüche angemeldet haben und 
die IRSO deswegen ausgeschlossen ist. 

Die IRSO hat bei den Vertragsverhandlun­
gen unter Zugrundelegung ihrer Einzelforde­
rungen eine Gesamtabfindungssumme von 24 Mil­
lionen DM verlangt. Einigung über die Abfin­
dungssumme von 20 Mill. DM konnte nur da­
durch erzielt werden, daß gemäß der Beschlul1-
fassung im Ministerrat vom 11. März 1952 die 
in Art. 4 Ziff. II und III vorbehaltenen Minde­
rungsansprüche auf den Betrag von 1 Mi 1-
1 i o n D M begrenzt wurden (Art. 4 Ziff. IV des 
Vertrages). 



Auf die Abfindung·ssumme werden gemäß 
Art. 4 Ziff. V des Vertrages die Vergleichs­
summen angerechnet, die die IRSO auf Grund 
rechtskräftiger Erledigung von Rückerstattungs­
verfahren nach dem 14. April 1951 (dem Stich­
tag, zu dem die Grundstückslisten der IRSO 
aufgestellt wurden) erzielt hat. Außerdem müs­
sen die in dieser Zeit an die IRSO in Natur 
zurückerstatteten Grundstücke· an den Freistaat 
Bayern übereignet werden bzw. der Erlös aus 
ihrer zwischenzeitlichen Veräußerung auf die 
Abfindungssumme angerechnet werden. Die von 
der IRSO erzielten Vergleichssummen beliefen 
sich bis znm 1. Mai 1952 auf rund 3,6 Millio­
nen DM; die bis dahin an sie zurückerstatteten 
Grundstücke hatten einen Gesamtwert von rund 
0,9 Millionen DM. Inwieweit sich diese Zahlen 
im Hinblick auf die Bestimmung in Art. 4 
Ziff. Vla des Vertrages (außergerichtliche Wil­
lenseinigung vor dem Stichtag der IRSO-Listen) 
zuungunsten des Freistaates Bayern wesentlich 
ändern werden, ist noch nicht bekannt. 

Die vom Freistaat Bayern zu bezahlende 
Abfindungsumme wird demnach z w i s c h e n 
14,5 u n d 15,5 M i 11 i o n e n D M 1 i e g e n. 

Die Zahlungsbedingungen sind in Art. 6 
und 7 des Vertrags festgelegt. 

IV. Die Abfindungssumme stellt den Wert der ab­
getretenen Ansprüche dar, den diese in der 
Hand der IRSO haben. Der Freistaat Bayern 
oder der sonstige'"' Abtretungsempfänger ~vird 
- abgesehen von den Auswirkungen der Be­
grenzung der Minderungsansprüche - bei der 
Verfolgung der Ansprüche einen Erlös in dieser 
Höhe kaum erzielen können. Lediglich bei An­
sprüchen, bezüglich deren das bayer. Staats­
ministerium der Flnanzen selbst rückerstat­
tungspflichtig ist, entfällt das mit ·der Verfol­
gung der Anspri.i.che verbundene Risiko. Auch 
bei den Ansprüchen gegen Bankii1stitute wird 
kaum mit Schwierigkeiten zu rechnen sein. 
Allerdings muß der Freistaat Bayern in diesen 
Fällen den in Anspruch genommenen Bank­
instituten gleichzeitig gemäß Art. 11 MRG 63 
(Umstellungsgesetz) Ausgleichsforderungen ge­
währen. Die Verfolgung der Ansprüche gegen 
Private auf Ri.i.ckerstathmg von Grundbesitz 
und Geschäftsunternehmungen dagegen wird 
sich nach ·bereits vorliegenden Berichten und 
Anträgen aus wirtschaftlichen und innenpoliti­
schen Gründen nicht in dem Maße ermöglichen 
lassen, wie dies zur Einbringung der vollen 
Abfindungssumme notwendig wäre. In einzel­
nen Fällen wird auf die Verfolgung solcher An-· 
sprüche überhaupt verzichtet werden müssen. 
Problematisch ist ferner die Durchsetzung der 
Ansprüche gegen Städte als Träger der Pfand­
leihanstalten, da die Entscheidungen des CORA, 
auf die sich die IRSO zur Begriindung ihrer 
Ansprüche beruft, im Gegensatz zur gesamten 
deutschen Rechtsprechung und -Literatur sowie 
neuerdings auch zur Rechtsprechung des Rück­
erstattungsberufnngsgerichts in der britischen 
Zone (Board of Review) ·stehen. übereinstim­
mend wird dort die Auffassung vertreten, daß 
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wegen der Schmuckablieferung Ansprüche nur 
gegen das Deutsche Reich begründet sind. In 
einem Schreiben vom 26. April 1952 an den 
Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg hat sich 
der Herr Bundesminister der Finanzen diesen 
Standpunkt zu eigen gemaCht. 

V. Der Abschluß des Vertrages mit der IRSO er­
scheint trotz aller Bedenken aus innen- und 
außenpolitischen Gründen angezeigt. Dabei muß 
auch der Umstand besondere Beri.i.cksichtigung 
finden, daß die IRSO nach rechtswirksamem. Ab­
schluß des Abkommens, mit Ausnahme der Ver­
folgung der gegen das Deutsche Reich gerichte­
ten Schadensersatzansprüche, ihre Tätigkeit in 
Bayern einstellen kann. 

Die Lände1· Hessen, Württemberg-Baden und 
Bremen haben bereits im vergangenen Jahr Ab­
kommen mit der IRSO geschlossen. 

(gez.) Dr. Elrnrd, 
Bayerischer Ministerpräsident 

* 

Abschrift 

Die Jewish Restitution Successor Org·anization (IRSO), 
vertreten durch Direktor Dr. Katzenstein, einerseits, 
11.ncl der Freistaat Bayern, 
vertreten durch 81.aatsminister Friedrich Zietsch, anderer­
seits, 
schlieUen den nachfolgenden 

Vertrag: 

Art. 1 

I. Die IRSO tritt sämtliche, ihr am Tage der Unter­
zeichnung· dieses Vertrages auf Grund des MRG 59 
zustehenden, insbesondere clie nach diesem Gesetz 
angemeldeten Ansprüche an den Freistaat Bayern 
bzw. clie von ihm zu benennende Organisation ab. 

Die Abtretung erfaßt sämtliche noch nidit rechts­
kräftig erledigten oder verglichenen Ansprüc:he, 
für deren Entscheiclung nach dem gegenwär1.ig gel­
tenden Hecht die bayerischen Vi'iedergutmaclrnngs­
organe oder orclentlichen Gerichte zuständig· sind. 
Es besteht Übereinstimmung darüber, daf! cler Ge­
sam1.umfang clieser• Ansprüche nicht auf die von der 
TRSO übergebenen Listen besdnünkt ist .. 

Mit Abschluf! cles Vertrages tritt der Abtre­
tungsempfäng·er bezüglich cler abgetretenen An­
sprüche an die Stelle der IHSO. In Bezug auf Hiick­
wirkungen dieses Vertrag·es auf clie Zeit vor seiner 
U n 1.erzeichn ung gilt Art. 4 dieses Ver trag es. 

II. Die Ansprüche werden abgetreten mit allen Neben­
uncl Ersatzansprüchen (einschließ.lieh der Kriegs­
schäden-Ersatzansprüche) sowie mit den Ansprü­
chen aus der Entziehung der für entzog·ene Ver­
mögensgegenstände gewährten, aber nicht zur 
freien Verfügung bezahlten Entgelte und mit allen 
unter Art. 44 Abs. III :tviRG 59 fallenden, "im Zu­
sammenhang mit einem abgetretenen Hauptan­
sprnch stehenden Hechten und Pflichten. 

llI. Die IRSO tritt ferner alle ihr zukommenden An­
sprüche nach dem Bayer. Entschädigungsgesetz vom 
12. Aug·ust 1949 (GVBL S. 195) an den Abtretungs-
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empfänger ab, soweit sie mii den in diesem Vertrag 
abgetretenen RE-Ansprüchen im Zll'sammenhang 
stehen, es sei denn, daLl es sich um Entschädigungs­
ansprüchi:i handelt wegen Zerstörung und Beschädi­
gung von Friedhöfen, Synagogen und Gebäuden, 
die vor der Entziehung im Eigentum einer in Art. 8 
MRG 59 bezeichneten jüdischen Person oder Per­
sonenvereinigung standen. 

IV. Der Abtretungsempfänger nimmt die Abtretung an. 
Insoweit tritt er in die Rechtsstellung der IRSO ein. 

V. Die Ansprüche gehen über mit den nach MRG 59 
dazugehörigen Verpflichtungen und den darauf 
ruhenden Belastungen. 

VI. Eine Gewähr für den rechtlichen Bestand der An­
sprüche wird, unbeschadet des Art. 4 dieses Ver-· 
trages, nicht übernomme11. 

Art. 2 

Nicht abgetreten werden: 

1. Ersatz- und Schadensersatzansprüche (Hauptan­
sprüche) gegen das Deutsche Reich gemäH Art. 29, 
30 und 31 MRG 59, es sei denn, es lwmlelt sich um 
a) Ansprüche im Sinne des Art. 1 Abs. II dieses 

Vertrages, auch soweit sie geg·en das Deutsche 
Reich gerichtet sind; 

b) Schadensersatzansprüche der JRSO wegen an­
derer Gegenstände als Grundstiicke in den Fäl­
len, in denen der Nacherwerber des Deutschen 
Reiches der IRSO am 1. Oktober 1951 bekannt 
und der Anspruch gegen diesen Nacherwerber 
nach dem MRG 59 verfolg·bar ist; 

c) Schadensersatzansprüche der IRSO, die sich aus 
der Tätigkeit der städtischen Pfandleihaustalten 
als öffentliche Ankaufsstellen fiir Sclunuck- und 
Wertgegenstände aus jüdischem ßesi tz ergeben, 
und zwar ohne Rücksicht darauf. ob die An­
sprüche sich gegen die Pfandleihanstalten, das 
Deutsche Reich oder einen Dritten richten; hier­
von werden jedoch nicht abgetreten Schadens­
ersatzansprüche insoweit, als die Oh,jekte, auf 
die sich solche Ersatzansprüche beziehen, von 
den städtischen Pfandleihanstalten München und 
Nürnberg nicht selbst verwertet wurden; 

d) Nebenansprüche zu Hauptansprüchen, auch so­
weit letztere nicht unter Art. 1 dieses Vertrages 
fallen. 
Soweit nach den vorstehenden Bestimmungen 

(Abs. I) Ersatz- oder Schadensersatzansprüche 
nicht abgetreten sind, ist hierauf der Umstand, 
daLl die betreffenden Anmeldungen der IRSO auf 
Rückerstattung in natura lauten, ohne Einfluß. 

II. Ansprüche gegen die DEGUSSA, Frankfurt, soweit 
sie sich aus der Tätigkeit der städt. Pfandleih­
anstalten als öffentliehe Ankaufsstellen für Schmuck­
und Wertgegenstände aus jüdischem Besitz ergeben. 

lll. Ansprüche auf Rückerstattung von Wertpapieren, 
die auf fremde Währung lauten. 

IV. Ansprüche auf Rückerstattung von Vermögen frü­
herer Kultusgemeinden, die wieder entstanden sind, 
sowie von Vermögen früherer jüdischer Stiftungen, 
Vereine und Organisationen, soweit solche Vermö­
gen Gegenstand von Verhandlungen zwischen der 
IRSO und jüdischen Kultusgemeinden, Stiftungen, 
Vereinen oder Organisationen waren oder noch sind. 

V. Ansprüche, die jüdische Friedhöfe betreffen. 

VI. Ansprüche, die Synagogen von histot"ischer Bedeu­
tung nach Anlage 1 betreffen (oder - falls die 
Anlage bei Vertrag·sabschluLl noch nicht vorliegen 

sollte die bis 1. Juli 1952 von der IRSO zu 
bezeichnenden Synagogen mit einer Einheitswert­
summe von nicht mehr als insgesamt DM 25 000.-; 
maßgebend ist der Einheitswert von 1933). 

YIT. Ansprüclie, die betreffen: jlidipche Kultgegenstände; 
Juclaica und Hebraica; jiddische Bücher, :Manu­
skripte, Zeitungen und Zeitsclüifte11; ferner Manu­
skripte, Bücher und Kunstgegenstände jüdischer 
Autoren und Künstler; jüdische Archivalien. 

VIII. Ansprüche auf Rückerstattung von beweglichen 
Sachen, die im Central Collecting Point Miinchen 
verwahrt sind bzw. die die Besatzung·stnacht in die 
Verwahrung deutscher Stellen gegeben hat, soweit 
diese Sachen bereits vor dem 31. Dezember 1951 
an die mso tatsäcl1lich ausgefolgt wurden. 

IX. Ansprüche, die sog. Billigkeitsfälle betreffen. un­
beschadet der Regelung in Art. 3 dieses Vertrages. 

Art. 3 

I. Billigkeitsfälle im Sinne dieses Vertrages liegen 
vor, wenn 
1. der Verfolgte oder seine Erben Rückerstattungs­

ansprücl1e nicl1t form- oder fristgerecht an­
gemeldet haben und die JRSO auf Grund einer 
eigenen Anmeldung deren Rechtsstellung erwor­
ben hat und 

2. der Verfolgte oder seine Erben die IRSO vor 
dem 1. Oktober 1951 ersucht haben, ihnen 

.cJie Rückerstattungsansprüche abzutreten und zu 
überlassen und 

3. die IRSO einem solchen Gesuch stattgibt., 

II. Billigkeitsfällen gleichbehandelt werden die FäUe, 
in denen der Verfolgte oder sein Rechtsnachfolger 
nocl1 oder wieder im Grundbuch als Eig·eniümer 
eingetragen sind und Rechte auf das Objekt 
geltend machen. 

III. Die IRSO wird bis spüteste11S 1. August 1952 dem 
bayer. Staatsministerium der Finanzen die Rück­
erstattungsansprücl1e oder Vermög·euswerte bekannt­
geben, bezüglich derer sie Billigkeitsgesuche P-r­
halten hat. Nach Eingang dieser Mitteilung wird 
der Abtretungsempfänger bis zum 1. Oktober 1952 
weder Vergleicl1e über diese Vermögenswerte 
schließen, noch solche Vermögenswerte veräußern, 
noch auf diese Ansprüche verzicliten. Bis zum 
1. Oktober 1952 wird die IRSO dem Freistaat Bayern 
in einer Liste endgültig bekaniltgeben, welche Bil­
ligkeitsfälle sie anerkannt hat. Nach dem 1. Oktober 
1952 ist der Abtretungsempfänger berechtigt, über 
die in der endgültigen Liste nicht aufgeführten 
Objekte zu verfügen. 

l V. Der Abtretungsempfänger behält sich vor, der lH.SO 
innerhalb von 2 Monaten nach Empfang der Be­
kanntgabe (Abs. III) eine begründete Erklärung zu 
übersenden, daLl die Voraussetzungen eines Billig­
keitsfalles (Abs. I Ziff. 1 und 2) 11icl1t gegeben sind, 
oder daLl der zurückverlungte Verrnög-ensgeg·en­
stand nicht derjenige ist, auf den der Gesucl1steller 
bei rechtzeitig·er Anmeldung einen RE-Anspruch 
gehabt hätte. 

Art. 4 
1. Der Freistaat Bayern und die von ihm benannte 

Organisation verpflichten sich gesamtschuldnerisch, 
als Gegenleistung für die Abtretung der Rlid(­
erstatlungsansprücl1e vorbehaltlich der nacl1folgen .. 
den Vereinbarungen an die IRSO den Betrag von 
20 Mill. DM zu bezahlen (Vergleichssumme). 

II. Dieser vom Freistaat Bayern und der benannten 
Organisation zu bezahlende Betrag mindert sicl1 
um den Wert der Rückerstattungsansprüche, 



1. die vor dem Stichtag d'ei IRSO-Listen (vgl. Art. 4 
Abs. V1b) durch Vergleich odei· iechfakräftige 
Entscheidung erledigt wurden, aber uoch in den 
Listen enthalten sin:d; 

2. insoweit sie melü als einmal in den IR.SO-Listen 
aufgeführt sind (Doppel- üüd Mehrfachanmel­
dungen); 

3. die die IRSO deshalb nicht geltend machen 
kann,' weil sie die Verfolgten oder deren Erben 
frist- und formgerecht angemeldet haben, sofern 
diese A nspriiche iI1 den TH.SO-Listen enthalten 
sind und der IRSO vb1i diesen Anmeldungen bis 
zum Vertragsabschlufl in der den Parteien be­
kannten Weise Kenntnis gegeben wurde; 

4. die die ÜlSO deshalb !licht geltend macheil kann, 
weil .Ansprüche des Lahclesverbahdes der Israel. 
Kultusgenieinderi in Bayefo oder einer anderen 
jüdischen Organisatioü durch gerichtliche Ent­
scheidung als_ begründet auprkannt werden, so­
fern solche Ansprüche in der Liste aufgeführt 
und abgetreten sein sollten; die IRSO verpflich­
tet sich, den Freistaat Bayern von den durch 
solche Entscheidungen etwa entstehenden Kosten 
freizustellen; 

5. di~ deshalb zu Unrecht in den IRSO-Listen auf­
genommen sind, 
a) weil derjenige, von dem die IRSO ihreil RE­

Anspruch herleitet, nicht zum jüdischen Per­
sonenkreis nach Ziff .. II AVO Nr. 3 zum MRG 59 
gehört, oder 

b) weil das Vermögen des im Grundbuch noch 
eingetragenen Eigentiimer_s eines beanspruch­
ten Objektes nit:ht dem Deutschen Reich 
verfallen ist, oder 

c) weil für sie eine Zuständigkeit der bayer. 
Wiedergutmachungsorgane nicht begründet 
ist, oder 

d) weil der der Anmeldiliig· zu Grunde liegende 
Sachvei·halt vor dem 30. Januar 1933 liegt, 
oder 

e) weil es sieh iim Ansprüche handelt, die die 
IRSO nicht foriii- ünd fristgerecht angemeldet 
hat, oder 

f) weil der V erfolgte oder sein Rechtsnachfolger 
ge1il. Art. 11 MRG 59 bis zul11 31. Dezember 
1948 wirksam vei'zichtet hai.; . , 

6. die· die IRSO gerriäß deü 'Richtlinien des Board 
of Equity an Verfolgte ödei' deren Erben abtritt, 
sofern es sicli ilhi Ailsprüche hahdelt, die i.n den 
Listen aufgeführt sind; 

7. die in den Listen enthaiten sind, aber von der 
IRSO zurückgenommen wurden, es sei denn, daH 
die Rücknahnie wegen Geringfügigkeit des Ver­
mögeii.sweHes öder Aussiditslösigkeit der Reclits­
verfolgmig erfolgt ist, ausgenommen die a lirnine 
rechtlich unbegründeten i<'älle. 

III. Die Vergleichssumme mindert sich weiter, soweit 
bei der Verfolguüg der abgetretenen Ansprüdie, 
die die Sd1muck- und Edelmetallablieferung sowie 
die Entziehung von Wertpapieren und Guthaben 
betreffen, aus den Gründen, die gem. Abs. II Z'iff. 2, 
3, 6 d. Art. beim unhe\veglichen Vermögen zur 
Minderung der Abfindungssumme führen, nicht die 
der Beredmung der Vergleichssumme zu Grunde 
gelegte Gesamt-Mindestsumme erreicht wird. Der 
Mind·erungsanspruch ist gleich dem Differenzbetrag 
zwischen der zu Grunde gekgten Mindestsumme 
und dem erzielten Betrag. Bei den Ansprüd1en 
auf Wertpapiere und Guthaben entfällt die Minde­
rnng, soweit der Unterschiedspetrag clie _Höhe von 
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10°/o der zu Grunde geleg'fen Mindesis"imime nicht 
tibersteigt. 

IV. Ungeachtet der aus Abs. II und IU dieses Artikels 
rechnerisch sich ergebenden Minderungsheträg·e 
beschränkt sich der Gesamtminderungsbetrag anf 
1 Mill. DM. 

V. Bezüglich der ilad1 dem U. April 1951; aber vor 
Abschluß dieses Vei'trages durd1 Vetgieich oder 
red1tskräftige Entscheidung erledigten Ansprüche 
gilt folgende Regelung: 
a) Geldforderungen werden in völler Höhe auf die 

vom Freistaat Bayern zu entrichtende Leistung 
angerechnet; · 

b) die IRSO verpflichtet sicli, Grundstücke, beweg­
lidie Sachen uild Rechte, die sie auf Grund 
solcher Entscheidungen oder Vergleiche bet'eits 
er"iorhen hat oder zu erwerben bered1figt ist 
und noch ilicht weiter übertragen hat, an den 
Freistaat Bayern oder die benannte Organi­
sation zu übereignen oder ah'zutreien. Eine 
Liste der Grundstücke hat die Jl{SO bis zum 
1. Oktobe!' i952, frühestens jedoch innerhalb 
eines Monats Iiach Witksaiiik~it des Vertrages, 
dem Freistaat Bayerii vö1'znleg·eü; fail \\'eise Ab­
weidrnng hiervon bleibt gegenseitigem überein­
kommen vorbehalten. 

c) Hat die IRSO auf Grund einer solchen Ent­
·scheidung oder eines solchen Vergleichs einen 
Gegenstand erworben, diesen aber bereits wei­
terveräußert oder weiter abgetreten, so ist der 
Nettoerlös, den die IRSO erzielt hat, auf die 
Leistung des Freistaates Bayeril a:ilzu rechnen, 
wobei keinerlei Ver\iraliurtgskbsten abgesetzt 
werden können. 

Hat die IRSO Rückerstattungspfliclüigen ein Entgelt 
zurückgewährt oder eine solche Leistuüg bewirkt 
bzw. sich hierzu verpflichtet; so ist um dieses Ent­
gelt oder um diese Leistung der dem Freistaat 
Bayern zusteliende Verreclinbng·sposteh (Aufrech­
nungsforderung) zu mindern. 

VI. a) Ein Vergleich im Sinne des Abs. II Ziff. 1 dieses 
Artikels gilt an dem Tage als abgeschlossen, an 
welchem es zwischen der IRSO und dem Rück­
erstattungspflich tigen zur endgültigen Willens­
einigung gekommen ist; diese endgültige Wil­
lenseiniguiig müH iii den IllSO-Akten akten­
kundig gemad1t seift. Et die Willenseinigung 
später als nacli Ablauf des 14. September 1951 
vor einer Wiedergutmachungsbehörde protokol­
liert worden, so gilt der Vergleich in jedem Falle 
als nach dem 14. April 1951 abgeschlossen. Eine 
Enischeidu Iig im Sinne des Abs. II Ziff. l d. Art. 
ist in dem Zeitpunkt in Red1tskraft erwachseü, 
in dem frühestens das Rechtskraftzeugnis hätte 
erteilt werden können. 

b) IRSO-Listen i. S. dieses Vertrages sirrt! die Listen 
deir von der IRSO geltend geihachten Ansprüdie 
auf unbewegliches Eigentum, \vekhe die IRSO, 
rid1tiggestellt zum 14. April 1951, dem bayer. 
Staatsministerium der Finallzett übergeben h.at. 

c) Als in diesen Listen aufgeführt oder enthalten 
gelten alle jene Ansprüche, welche bei der Be­
redrnung der diesem Verirag zu Grunde geleg­
ien Gesamtsummen einbezogen wurden. 

VII. Als Wert der Ansprüche im Sinhe dieses Artikels 
gilt: 
1. bei Grundstücken, bezüglich deren der Frei­

staat Bayern gemäß Art. 61/I MHG 59 rückerstut­
tungspflichtig wäre, der s'täatlicherseits bereits 

,.'!.. ermittelte Scliätzwei'i, bei den übrigen Grund-
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stücken der Betrag, der in den von der IRSO 
übergebenen Listen angegeben ist. Fehlt eine 
solche Angabe, so ist der Einheitswert des 
Grundstückes z. Z. der Entziehung maßgebend. 
Bei iotal zerstörten Gebäuden ist der durch die 
Preisbehörde ermittelte Bodenwert, bei teilweise 
zerstörten oder beschädigten Gebäuden der 
Bodenwert zuzüglich eines dem noch vorhan­
denen Gebäudeteil entsprechenden Wertes mall­
gebend. 

Von der Abfindungssumme sind jeweils ab­
, zuziehen: 

a) bei Grnndstücken, bezüglich deren der Staat 
gem. Art. 61 Abs. 1 MRG 59 rückerstattungs­
pflichtig ist, 1000/o des so ermittelten Wertes, 

h) bei Grundstücken, die bis zum 15. September 
1935 oder im Wege der Zwangsversteigerung 
entzogen wurden und bezüglich deren Private 
rückerstattungspflichtig sind, 20°/o, 

e) bei Grundstücken, die nach dem 15. Sept. l 935 
entzogen wurden und bezüglich deren Private 
rilckerstattungspflichtig sind 45°/o 

2. bei den übrigen Vermögenswerten der Betrag 
des bei ihrer VeräuRerung zu erzielenden Erlöses. 

Art. 5 
Der Freistaat Bayern wird die JRSO von etwaigen 

Lastenausgleichsverpflichtungen bezüglich der von ihr ab­
getretenen Ansprüche und übertragenen V crmögenswerte 
freistellen. 

Art. 6 
Der Betrag von 20 Mill. DM ist unter Wegfall von 

Zinsen wie folgt zu bezahlen: 
10 Mill. DM innerhalb 2 Wochen nach Rechtswfrksamkeit 

des Vertrages (Art. 13} 

5 Mill. DM am 1. Dezember 1952 

5 Mill. DM am 1. April 1953. 

Die Verrechnung der auf 1 Mill. DM begrenzten 
Minderungssumme und der nach ·Art. 4, Abs. V dieses 
Vertrages von der IRSO bereits vereinnahmten Beträge 
erfolgt mit der letzten Teilzahlung. 

Art. 7 

Zahlungshalber werden der IRSO für die nach Maß­
gabe der vorstehenden Bestimmungen am 1. Dezember 
1952 und am 1. April 1953 fälligen Beträge diskontfähige 
Wertpapiere bei Fälligkeit der ersten Teilzahlung über­
geben. 

Art. 8 

I. Die lRSO verpflichtet sich, si:imtlicLe Akten, Ur­
kunden und Unterlagen, die auf die nhgeiretenen 
Ansprüche Bezug haben, dem Abtretungsempfänger 
bis zum 1. Oktober 1952 zu ühel'gehen und auf 
Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
sowie, falls der Abtretungsempfäng·er hierzu nicht 
berechtigt oder hierzu nicht in der Lage ist, 'Aus­
künfte einzuholen. 

II. Falls die IRSÖ von dem Bestehen eines HE-An­
spruches Kenüinis erhält, der Gegenslund dieses 
Vertrages ist, aber nicht in den Li8len aufgeführt 
ist, so wird sie unverzüglich den Ahlrciungsemp­
fönger hiervon benachrichtigen. Die Uberg·ube einer 
Abschrift der Anmeldung gilt als Benachrichtigung. 

Art. 9 

L Die In.SO bevollmächtigt .:hiermit den Freistaat 
Bayern, in ihrem Namen die in Art. 4 Ahs. Vb dieses 
Vertrages genannten, auf den Abtretungsempfäng·er 

zu übereignenden Grundstücke an den Freistaat 
Bayern, die benannte Organisation oder eine andere 
Person aufzulassen und alle Erklärungen abzu­
gehen, die zur übertragnng des Eigentums notwen­
dig sind. Die IRSO verzichtet auf das Recht zum 
Widerruf dieser Vollmacht und befreit den Frei­
staat Bayern von den Beschränkungen des § 181 
BGB. Der Freistaat Bayern ist zur Erteilung von 
Untervollmacht befugt. 

II. Die IRSO bevollmächtigt ferner hiermit den Ab­
tretungsempfänger, sie in den anhängigen Ver­
fahren zu vertreten', die abgetretene RE-Anspriiche 
betreffen. Die IRSO verzichtet auf das Recht zum 
Widerruf der Vollmacht. Der Abiretungsempfäng·er 
ist zur Erteilung von Untervollmachten befugt. Die 
IRSO verpflichtet sich, auf Verlangen des bayer. 
Staatsministeriums der Finanzen eine besondere 
schriftliche Vollmacht des angegebenen Inhalts auf 
den Abtretungsempfänger auszustellen. In solchen 
Vedahren stellt der Freistaat Bayern die IRSO 
von allen gegen sie gerichteten Kostenauspri.i.chen 
frei. 

Art. 10 

Die Kosten der Beurkundung dieses Vertrages sowie 
alle mit seiner Durchführung verbundenen gerichtlichen 
und notariellen Kosten, Steuern und Abgaben übernimmt 
der Freistaat Bayern. 

Art. 11 

Die Beziehungen der VertragsschlieRenden bestim­
meil sich nach deutschem Recht. 

Art. 12 

Anliegender Schiedsverfrag gilt als wesentlicher Be­
standteil 'dieses Verfrages. 

Art. 13 

Die Staatsregierung wird zum rechtswirksamen Ab­
schluR dieses Vertrages die Ermächtigung durch den 
Bayer. Landtag einholen, wenn 

1. die Erklärung des Bundesministers der Finanzen 
zu diesem Vertrag vorliegt; 

2. der Hohe Kommissar der Vereinigten Staaten 
für Deutschland von der Abtretung der An­
sprüche an den Freistaat Bayer,n und dem Ein­
tritt des Abtretungsempfängers in die Rechts­
stellung· der IRSO Kenntnis genommen hat, wie 
sie durch das MRG 59 und die dazu erlassenen 
Ausführungsbestimmungen, insbesondere die 

w A VO 3 und 11 zum MRG 59, begriinclet ist, so­
weit diese Rechtsstellung zur Verfolgung der ab- . 
getretenen Ansprüche erforderlich ist; 

3. die Genehmigungen gern. MRG 52 und 53, die 
devisenrechtliche Genehmig·m1g und die sonst 
etwa erforderlichen Genehmigungen alliierter 
oder deutscher Stellen erteilt siud; einer Ge­
nehmigung steht es gleich, wenn zugleich alli­
ierte oder deutsche Behörden erklärt haben, daH 
eine Geneh1;nigung nicht erforderlich ist. 

M ii n c h e n, den 7. April 1952 

Für die IRSO: 

(gez.): Dr. Katzenstein, 
Direktor 

F ü r d e n F r e i s t a a t B a y e r n1: 

(gez.): Zictscl1, 
Staatsminister 



----- ----- - ----------------------------------------------

Abschrift 

Die Jewish Restitution Successor· Organizalion Inc. 
vertreten durch Direktor Dr. Katzenstein, Nürnberg, 
Justizpalast, Fürther Str. 112, im folgenden IRSO genannt, 
und der Freistaat Bayern, 
vertreten durch den Herrn Bayerischen Staatsminister der 
Finanzen Friedrich Zietsch in München, 
schlieilen folgenden 

Schiedsvertrag: 

§ 1 

Falls aus dem heute zwischen der IRSO und dem 
Freistaat Bayern geschlossenen V crlrng· Rechtsstreitig­
keiten en-tspring·en sollten, so sind diese durch ein Schieds­
gericht zu entscheiden. Das Schiedsgericht entscheidet 
auch gegebenenfals über die Fr:age, ob und wann der 
Vertrag gültig geworden ist. 

§ 2 

(1) Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. 
Jeder der beiden Vertragschlieilenden benennt einen 
beisitzenden Schiedsrichter. Die beiden Beisitzer bestim­
men den Vorsitzenden. Kommt zwischen ihnen keine 
Einigung über die Person des Vorsitzenden zustande, so 
ernennt der Präsident des Deutschen Bundesgerichts­
hofs - im Falle der Verhinderung sein Vertreter - den 
Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Der Präsident des 
Deutschen Bundesgerichtshofs - im Falle der Verhinde­
rung sein Vertreter - ernennt auch nach fruchtlosem 
Ablauf der in den Paragraphen '1029. und 1031 Z'PO. 
bestimmten Frist den beisitzenden Schiedsrichter. 

(2) Der Vorsitzende des Schiedsgerichts muil die Be­
fähigung zum Richteramt nach § 2 GVG besitzen. Er darf 
nicht als Richter, Beamter oder Angestellter im baye­
rischen Staats- oder Kommunaldienst oder als Rechts­
anwalt in Bayern tätig oder tätig gewesen sein. 
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§ 3 

Das Schiedsg·ericht tag·t ai1 einem Ort in der ameri­
kanischen Zone der Bundesrepublik Deutschland, clr:n 
jeweils der Vorsitzende des Schicdsg·erichts beslinnnt. 

§ 4 

(1) Ini übrigen gelten die Vorschriften des Deuischen 
Rechts, insbesondere diejenigen des 10. Buc:hes der Zivil­
pl'OzeHordnun g» 

(2) über die Kosten des Verfahrens entscheidet das 
Schiedsg·ericht nach den Bestimmung·en der §§ 91 ff ZPO. 
Jede Partei trägt jedoch ihre auHerg·erichtlichcn Kosten 
selbst. 

(3) Als Gericht im Sinne des § 1045 ZPO. wird das, 
sachlich zuständige Gericht in München vereinbart. 

§ 5 

(1) Die IRSO unterwirft sich unwiderruflich der sich 
aus diesem Vedrag· ergebenden deutschen GericMsbar­
keit des Schiedsgerichts und der sich etwa aus diesem 
Vertrag ergebenden Gerichtsbarkeit der orclenfüchen 
deutschen Gerichte. -

(2) Der vorstehende Vertrag wird mit det· Genehmi­
gung des I-Iauptvertrag·es (§ 1) wirksam. 

München, den ?. April 1952 

Fiir den Freistaat Bayern: 
(gez.): Z i e t s c h , 

Bayerischer Staatsminister der Finanzen 

Fiir die Jewish Restitution Successor Orgm1izafion: 
(gez.) Dr. Katzenstein 




